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Bericht
über

die Verhandlungen
der

2. Versammlung des XV.Landtags des GrHherzogthnms Oldenburg.

Vierte Sitzung.
Oldenburg , den 25 . Mai 1867 . Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung : 1) Ansschnszbericht über das Schreiben der Staatsregierung, betr. authentische Auslegung des Art. 27 des
Enteignnngsgesetzes vom 28. März d. I.

2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfes, betr. Aenderuug der Geschäftsordnung des Landtages.
3) Mündlicher Bericht des Petitiousausschusses, betreffend die Petition verschiedener Interessenten der Schul¬

acht Altgarmssiel wegen Abänderung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen über Tragung der
Schullasteu.

Vorsitzender : Präsident Lentz.

Am Ministertisch: Ministerpräsident von Rössing  und
Reg.-Commissair Ruhstra  t.

Zunächst wird das Protokoll der vorigen Sitzung vorge¬
lesen und genehmigt.

Abg. Schwegmann : In einem Berichte der Oldenbur¬
ger Zeitung sei angeführt, daß er und der Abg. Stuckenborg
gegen die Herabsetzung der Tagegelder der Abgeordneten gestimmt
hätten; dies sei aber nicht der Fall gewesen und könne er sich
den Jrrthnm nur so erklären, daß sie beiden sich nicht genügend
von ihren Sitzen erhoben hätten; ihre Absicht sei gewesen, der
Vorlage der Staatsregierungebenfalls zuzustimmen. Er stelle
daher den Antrag, bei der zweiten Lesung des Gesetzentwurfs
namentlich über den bezüglichen Ausschnfzantrag abznstimmen.

Vorsitzender : Der erste Gegenstand der Tagesordnung sei:
Ansschnszbericht, betreffend authentische Interpretation

des Art. 27 des Gesetzes vom 28. März 1867 wegen Ent¬
eignungen zu Eisenbahnen.

Der Ansschnßantrag gehe dahin:
der Landtag wolle den Antrag Großherzoglicher Staats-
regiernng vom 20. Mai d. I . , betreffend authentische
Interpretation des Art. 27 des Gesetzes vom 28. März
d. I ., ablehnen.

Der Ausschnfzantrag wird vom Landtage angenommen.
Vorsitzender: Der zweite Gegenstand der Tagesordnung sei:
Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend Aenderuug

der Gefe chtsordnung.
Berichte. XV. Landtag.  2 . Versamml.

Anträge zur zweiten Lesung seien nicht eingekommen.
Abg. Schwegmann : Er bitte über den Gesetzentwurf,

wie er aus der ersten Lesung hervorgegangen, namentlich ab-
zustimmcn.

Vorsitzender : Er halte nach der Geschäftsordnung, ins¬
besondere auf Grund der Art. 68 und 72, den Antrag nicht
mehr zulässig; er meine, daß in der vorigen Landtagsversamm¬
lung ein Fall zur Sprache gekommen sei, der eben so gelegen,
und bei dem der Landtag sich gegen die Zulässigkeit einer na¬
mentlichen Abstimmung entschieden habe.

Abg. Hullmanit : Cr glaube, in letzterer Beziehung irre
sich der Präsident. In der vorigen Landtagsversammlung
nämlich habe sich bei einer Abstimmung Stimmengleichheither-
ausgestellt und sei dieselbe daher in der folgenden Sitzung wie¬
derholt. In dieser zweiten Sitzung habe ein Abgeordneter noch
auf namentliche Abstimmung angetragcn und dieser Antrag sei
damals vom Landtage als unzulässig abgelehnt. Liege somit
ein Präcedenzfall für die vorliegende Frage nicht vor, so ver¬
möge er in der Geschäftsordnung eine Ausschließungdes An¬
trags des Abg. Schwegmann  nicht zu finden und werde er
daher, im Fall darüber der Landtag gehört werde, für densel¬
ben stimmen.

Abg. Schwegmann : Er müsse bei seinem Anträge be¬
harren.

Aus Anfrage des Vorsitzenden beschließt der Landtag na¬
mentliche Abstimmung und wird sodann der Gesetzentwurf, wie
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er aus erster Lesung hervorgegaugen, bei namentlicher Abstim¬
mung einstimmig  angenommen. Abwesend waren die Abg,
Ahlhorn und Brader.

Borsitzender : Der dritte Gegenstand der Tagesordnung sei:
Bericht des Petitionsausschusses über eine Petition aus

Altgarmssiel, Schullasten betr.
Berichterstatter SelkllMNN II .! Es handle sich hier um

eine Petition verschiedener Interessenten der Schulacht Altgarms¬
siel. Dieselben stellten vor, daß die Schullasten ihrer Schulacht
zu hoch seien und deshalb ein andrer Modus sür deren Auf¬
bringung gefunden werden müsse. Von den 52 Interessenten
der Schuiacht gehörten nur sieben dem Hausmannsstande, zwei
dem Kaufmannsstande, einer dem Lehrerstande, dagegen zwei-
undvicrzig dem Handwerker- oder Arbeiterstande an. Dazu
komme noch, daß mehrere Grundbesitzer ihre Stellen verpachtet
hätten und nicht in der Schulacht wohnten. Zur Abstellung
ver zu hohen Belastung der Schulacht brächten Interessenten
drei verschiedene Wege in Vorschlag. Der eine sei der, sämmt-
liche Volksschulen zu Staatsanstalten zu erheben, der andere,
sämmtliche Schulen innerhalb jeder politischen Gemeinde als
Gemeindeanstalten von der ganzen Gemeinde aus einer gemein¬
schaftlichen Casse unterhalten zu lassen, und endlich der dritte,
daß der Grundbesitz außer zu den Unterhaltungskosten der Schul¬
gebäude auch zu den Gehaltszulagen des Lehrersu. s. w. her¬
angezogen werde.

Was nun den ersten Vorschlag betreffe, so brauche er dar¬
auf nicht näher einzugehn; derselbe sei nicht ausführbar.

Aber auch der zweite von den Petenten angegebene Weg
empfehle sich nicht. In den früher münsterschen Bezirken sei
die Einrichtung gewesen, daß in jeder politischen Gemeinde eine
Hauptschule bestanden habe, zu der alle Gemeindemitglieder
hätten beitragen müssen. Daneben hätten sich dann Nebcn-
schulen gebildet. Diese Einrichtung habe sich aber als sehr
unpractisch herausgestellt. Würde man den zweiten Vorschlag

der Petenten durchführen, so werde man in dieselben Schwie¬
rigkeiten fallen, mit denen.damals die münsterschen Bezirke zu
kämpfen gehabt hätten.

Endlich den dritten in der Petition vorgezeichneten Weg
anlangend, so könne der Ausschuß auch diesen nicht billigen.
Der Grundbesitz trage bereits zu den Unterhaltungskosten der
Schulgebäude bei. Dies sei nach Ansicht des Ausschusses das
Aeußerste, was man verlangen dürfe. Die Erziehung der Kin¬
der sei eine persönliche, keine Reallast. Werde der Grundbesitz
stärker herangezogen, so komme man zu großen Ungerechtigkeiten.
Zudem werde die Ausführung einer solchen Maßnahme mit
vielen Schwierigkeiten verbunden sein. Seien die Petenten
durch die Schullasten zu sehr bedrückt, so müßten sie um Zu¬
schuß aus der Staatskasse einkommeu. In der Petition werde
angeführt, daß bereits ein Zuschuß von 30 Thlr. gegeben werde.
Reiche dieser nicht aus, so möchten Petenten um Erhöhung des¬
selben bitten.

Stach allem diesen sei der Ausschuß nicht in der Lage, die
Petition befürworten zu können, sondern beantrage:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesordnung
übergehn.

Abg. Straekerjan III ' Er wolle sich nur dagegen ver¬
wahren, daß er dem Vortrage des Berichterstatters überall zu¬
stimme; er sei nämlich der Ansicht, daß der Grundbesitz aller¬
dings mehr zu den Schullasten beisteuern müsse; er wolle auf
die Sache selbst indeß nicht näher eingehn.

Der Ausschußantrag wird sodann vom Landtage angenom¬
men und tritt nunmehr vertrauliche Sitzung ein, nach deren
Beendigung der Landtag geschlossen wird.

Der Berichterstatter.

Roggemann.
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